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Planung im Privatwald*

Von 77toma.s F)'///>rand/und Co«rarf/>? Mo/»- FDK: 624:911:923

Einführung

Der Einführungsvortrag von C. Mohr (Kreisforstamt Bern) befasste sich —

aus der Sicht des Forstkreises Bern (10 000 ha Wald, davon 85% Privatwald) —

mit den Unterschieden zwischen typischem Schweizer Privatwald (weniger als

10 ha je Eigentümer, verteilt auf eine bis fünf Parzellen) und öffentlichem Wald
in bezug aufdie forstliche Planung und Raumplanung.

Im ersten Teil des Vortrags stellte Mohr die spezifischen Eigenheiten der
stark parzellierten Kleinprivatwälder heraus, für die es — wie für den übrigen
Privatwald auch — keine Vorschriften bezüglich der forstlichen Planung gibt
(zum Beispiel keine Pflicht zur Aufstellung eines Wirtschaftsplans). Eine mög-
liehe Planung im Privatwald ist erschwert durch die starke Parzellierung, die als

ein zusätzlicher, den waldbaulichen Spielraum einschränkender Standortsfaktor
begriffen werden muss und damit Auswirkungen auf die Planungsziele, die Um-
Setzung dieser Ziele in konkrete Massnahmen und die Erfolgskontrolle hat.
Von planerischer Bedeutung sind auch die Interessen und Wirtschaftsziele der
privaten Waldeigentümer, die aufgrund einer stärkeren betrieblichen und eigen-
tumsrechtlichen Orientierung teilweise erheblich von denen im öffentlichen
Wald abweichen. Die bisherige Regelung (Art. 20 Kant. FG) überlässt die

Betriebsplanung und Bewirtschaftung der Privatwälder den Eigentümern; dem
Forstdienst kommt dabei nur eine beratende Stellung zu (Holzanzeichnung).
Nach Möhrs Ansicht erleichtert dieser Grundsatz sowohl die Arbeit als auch das

Gewissen des Forstdienstes, fördert aber zugleich die Eigenverantwortlichkeit
der Waldeigentümer. Ausgehend von den Schwierigkeiten der Planung im
Kleinprivatwald zeigte Mohr im zweiten Teil des Vortrags Beispiele für Ansätze
freiwilliger, überbetrieblicher forstlicher Planung im Forstkreis Bern, die infolge
der Initiative des Forstdienstes entstanden sind und von staatlichen oder kom-
munalen Stellen finanziert werden: forstliches Entwicklungskonzept der Berg-

' Berichterstattung der Arbeitsgruppe 4 des Kolloquiums «Forstliche Planung und Raumpia-
nung» vom 3. Dezember 1990, veranstaltet im Rahmen der Kolloquien der Abteilung für Forstwirt-
schaft an der ETH Zürich.
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region Kiesental, forstlicher Richtplan der Gemeinde Muri und ertragskund-
liehe Inventur und Planung im Amt Konolfingen (siehe Schweiz. Z. Forstwesen
742 [1991], 2).

Diskussion in der Arbeitsgruppe

Obwohl sich von Art. 23 des Entwurfs des neuen Waldgesetzes (Fassung

vom 29. Juni 1988) keine Verpflichtung zur Aufstellung forstlicher Pläne im Pri-
vatwald ableiten lässt, sollten nach Möhrs Ansicht doch Planungen angestrebt
werden, die die Eigentumsgrenzen übergreifen und die eine differenziertere Be-

trachtungsweise im Hinblick auf die Waldfunktionen erlauben. Den Schwer-

punkt der Arbeit der aus 26 Personen bestehenden Gruppe bildete die an-
schliessende Diskussion über die zukünftige Bewirtschaftung, Beratung, Kon-
trolle und Subventionierung des Privatwaldes. Leitfaden der Diskussion war ein

vom Diskussionsleiter C. Mohr vorgestellter Fragebogen, der — ausgehend
von den heute üblichen Regeln und Praktiken — zahlreiche Aspekte des ge-
nannten Problemkreises ansprach. Die folgenden Ausführungen stellen eine
Zusammenfassung der Diskussionsbeiträge und der im Laufe der darauf folgen-
den Tage an die Verfasser übermittelten schriftlichen Stellungnahmen dar; sie
orientieren sich ebenfalls an der Reihenfolge des erwähnten Fragebogens.

Frage 7: Fawz der P/7va 7vva /<7-£7ge/?fü/rcer wä/z/e«, od er se/V/e« fFö/d dew/rt-
seda/te« vv/7/ oder /z/dzt?

Diese Frage wurde im Grundsatz von den Diskussionsteilnehmern einstim-
mig bejaht, wobei jedoch Einschränkungen der Freiheit für Spezialfälle vorge-
schlagen wurden, das heisst für Wälder mit besonderen Funktionen, zum Bei-
spiel Schutz vor Lawinen oder Erosion, Natur- und Landschaftsschutz, aus

phytosanitären Gründen (Borkenkäfer) oder im Falle, dass der Privatwald-
Eigentümer Subventionen aus öffentlicher Hand bezieht. Hierzu wurde von
einem Teilnehmer vorgeschlagen, Vorschriften in solchen Spezialfällen nur
dann zu erlassen, wenn eine Diskrepanz zwischen den Wünschen des Forst-
dienstes und dem Handeln des Waldeigentümers besteht. Einige Kantone (zum
Beispiel AR, BE) verpflichten nach Forstgesetz die Waldeigentümer zu Mass-
nahmen, wenn allein schon dem Wald Gefahr und Schaden infolge vernachläs-
sigter Pflege drohen. Schwierig dürfte bei diesem Lösungsansatz die von einigen
Teilnehmern geforderte genaue Definition der Spezialfälle sein, in denen die
Bewirtschaftungsfreiheit der Privatwald-Eigentümer eingeschränkt werden
kann. Nach heutigem Trend besteht die Gefahr, dass ein grosser Teil der Wald-
fläche zum Spezialfall erklärt wird. Das Vorschreiben einer bestimmten Bewirt-
schaftungsmassnahme per Verfügung, so wurde eingewendet, sei zudem nur
bei Vorliegen einer öffentlichen Planung möglich (Waldfunktionenplan, Wald-
kataster).
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Frage 2: Zs/ 2/e ZwV/mwi/ßg t/es P/7vanva/2-£/ge«;ü/z?m «ofwe«2;£ /«/• 2/e /I ws-

we/sw«g ot/e/' F/F/äraag e/Fes WfoWraserra/es, e/wes gesc^üfz/e« Wh/2ra/72es ot/er
e/we.s gesc/?w/z/e« £/«ze/ôai/wes, e/«e/' Fawmgra/^e ot/e/- e/wes /ies/fl«t/es?

In allen drei Fällen, vor allem jedoch bezüglich des Waldreservates, war die
überwiegende Meinung der Diskussionsteilnehmer, dass es einer Zustimmung
in jedem Fall bedürfe, wobei dazu — nach einer umfassenden Planung als

erstem Schritt — Aufklärung, Motivation und Überzeugung der Waldeigen-
tümer in den meisten Fällen die geeigneten Mittel und eindeutig einer eventuel-
len zwangsweisen Verordnung vorzuziehen seien. Diese Motivation und Über-

zeugung sei bei «Hobby-Waldeigentümern», deren Zahl ständig zunähme,
leichter als bei bäuerlichen Waldeigentümern. Eine geringere Zahl der Anwe-
senden war der Ansicht, dass die Zustimmung der Waldeigentümer nicht erfor-
derlich sei, wenn eine rechtsverbindliche Planung (siehe Art. 18, Abs. 1 NHG)
vorläge, wobei die Schwierigkeiten einer solchen Planung durchaus erkannt
wurden. Ein schriftlicher Beitrag betraf die Kategorien «geschützter Waldrand,
Einzelbaum und Waldteil», deren Ausscheidung in einem genehmigten Schutz-
zonenplan keiner Zustimmung bedürfe. Im Spezialfall, so der auch mündlich ge-
äusserte Vorschlag einiger Teilnehmer, solle die Möglichkeit eines Abtausches
der betroffenen Waldfläche gegen öffentlichen Wald geprüft oder die Fläche
durch die öffentliche Hand erworben werden. Als Begründung wurde das Über-
wiegen des öffentlichen Interesses an einer bestimmten angestrebten Bewirt-
schaftungsweise angeführt. In der Entschädigungsfrage, die in zahlreichen
Stellungnahmen angesprochen wurde, besteht offenbar ein grundsätzlicher
Konsens. Nach Ansicht der Mehrheit der zurückgesandten Fragebogen ist eine
öffentliche Auflage, die die Bewirtschaftungsfreiheit einschränkt oder einen
zusätzlichen Aufwand erfordert, nur in Verbindung mit einer entsprechenden
finanziellen Abgeltung realisierbar. Bei einer freiwilligen Übereinkunft dagegen,
eventuell mit Abschluss eines schriftlichen Vertrags, könnten im Rahmen einer
Unterstützungsplanung Finanzhilfen gewährt werden.

Frage 2: Fa/7« 2er F/vvflrwaW-F/gen/iiwe/- /re; vräWe«, we/c/ie Pawwarr,
we/c/ies Fe^wwgMrtgsve^/ß/ire« o2er we/c/ze Vwrzwßgswenge er vorz/e/h?

Die Freiheit der Wahl der Nutzungsmenge wurde von den Diskussionsteil-
nehmern mit dem Hinweis auf die in der Regel erforderliche Schlagbewilligung
bzw. die Holzanzeichnungspflicht durch den Forstdienst eindeutig verneint. Be-

züglich der Baumart und des Verjüngungsverfahrens dagegen war die weitaus
überwiegende Meinung, dass die Privatwald-Eigentümer derzeit grundsätzlich
frei entscheiden können (zum Beispiel Kantone BE, NE). Von den Teilneh-
mern wurden jedoch zahlreiche bestehende Einschränkungen dieser Freiheit
angeführt, so die gesetzlich festgelegte Beschränkung auf standortsgerechte
Baumarten geeigneter Provenienzen, das Kahlschlagsverbot oder die Rücksicht-
nähme auf die Nachhaltigkeit der Waldfunktionen. Konkrete Steuerungs-
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möglichkeiten, zum Beispiel Vorschriften zur Baumartenwahl und zum Ver-
jüngungsverfahren seien möglich, so der Grossteil der Stellungnahmen, wenn
der Waldeigentümer eine finanzielle Unterstützung erhalte; einzelne Teilneh-
mer sahen diese Eingriffsmöglichkeit allein schon durch Auflagen in der Schlag-
bewilligung gegeben, die bei über den Eigenbedarf hinausgehenden Holznut-
zungen in nicht eingerichteten Wäldern erforderlich ist (Kantone AR, LU),
oder durch das Vorliegen einer vegetationskundlichen Kartierung, die die
Baumartenwahl einschränkt (Kanton ZH). Die direkte Beratung der Waldeigen-
tümer wurde von den anwesenden Forstleuten als das derzeit am häufigsten
praktizierte und erfolgreiches Mittel der Einflussnahme auf Baumartenwahl
und Verjüngungsverfahren bezeichnet (zum Beispiel Kanton LU: auch gemein-
samer Pflanzenbezug). In diesem Zusammenhang wurde während der Diskus-
sion auch die immer stärker werdende Belastung des Forstpersonals durch die
anwachsende Beratungstätigkeit angesprochen und auf die begrenzte Kapazität
der Forstdienste hingewiesen. Nebenbei ist noch anzumerken, dass die oben
formulierte Frage sowohl in der Diskussion als auch in den schriftlichen Stel-
lungnahmen die meiste Resonanz bewirkt hat. In der Diskussion wurde aus-
drücklich vorgebracht, dass es sich dabei um einen zentralen Punkt der zukünf-
tigen Bewirtschaftung im Privatwald handelt.

Frage 4: Àzz«« <r//e Few/rtecAa/lw«gs/ra//7e// e/ngesc/irän/d werde«, wen« F/«a«z-
/?///e« (z««7 Fe/sp/e//«/ ./««gwaW/j/fege, Zwa«gs««rzw«ge«J gewä/iF werde«

Die Diskussionsbeiträge, vor allem jedoch die schriftlichen Antworten lies-
sen erkennen, dass die Mehrheit der Teilnehmer Finanzhilfen als wichtiges
Steuerungsinstrument betrachtet und mit einer Einschränkung der Bewirtschaf-
tungsfreiheit verbunden sehen möchte. Dabei sind Finanzhilfen im Gegensatz
zu Entschädigungen oder Abgeltungen als ein Angebot des Kantons/Bundes zu
sehen. Damit hat der Waldeigentümer die Wahl zwischen der Inanspruch-
nähme einer Finanzhilfe, die mit Einschränkungen verbunden sein kann, und
der Bewirtschaftungsfreiheit. Dabei bleibt jedoch die Frage offen, ob der Wald-
eigentümer bei der derzeitigen finanziellen Lage der Forstwirtschaft eine reale

Wahlmöglichkeit hat. Die vorgeschlagenen Einschränkungen in Form von Auf-
lagen oder Bedingungen betreffen vor allem die Baumartenwahl sowie die
Pflegeziele im Jungwald. Damit kommt zum Ausdruck, dass eine Einflussnah-
me nur dann wirksam und sinnvoll ist, wenn sie möglichst früh im Baum- oder
Bestandesleben ansetzt, das heisst zum Zeitpunkt der Kultur oder bereits bei
Beginn der Verjüngung des Vorbestandes. Im Gegenzug wiesen in der Diskus-
sion einige Stimmen auf das Risiko hin, dass die Waldeigentümer durch zahl-
reiche Vorschriften in Folge einer zunehmenden Subventionierung ihre Bewirt-
schaftungsfreiheit verlieren und in eine Fe-/ac?o-Abhängigkeit vom Forstdienst
geraten könnten und lehnten deshalb die Verbindung von Subventionierung
mit Bewirtschaftungsvorschriften ab.
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/rage 5: For/« erfzer Wft/rfzMsommett/egwwgsgezzo.s.sezz.sc/zfl/i' rf/e rl«/7age ge-
mac/zr werrfe/z, rfass Je/- Bfr/rf zzac/z e/«em fFzhtec/za/zSp/azz rfew/rtsc/zo/rei werrfe/z so//?

Bereits die relativ wenigen Stellungnahmen zu diesem Thema Messen erken-

nen, dass sehr verschiedene Meinungen vorhanden sind. Zwar wurde das Beste-
hen dieser Möglichkeit nur von wenigen Teilnehmern gänzlich verneint, doch
ging aus den Beiträgen hervor, dass die Forderung nach einem Wirtschaftsplan
im herkömmlichen Sinne nicht durchsetzbar ist, zumal die gesetzlichen Grund-
lagen für einen Zwang derzeit offenbar nicht bestehen. So wäre nach einigen
Aussagen eine Beschränkung des Wirtschaftsplans auf Wälder mit besonderen
Funktionen oder auf die Ausscheidung von nicht bewirtschafteten und uner-
schlossenen Flächen denkbar. Denkbar ist auch, dass eine Genossenschaft frei-
willig einem Wirtschaftsplan zustimmt.

Frage 6: /st ez'/ze Fozz/ro//e t/er F/zzozzz/?///è z'zzz Fr/va/wa/rf m/r /zezrfzgezz M/rfe/zz

zzzög/z'c/z

Die Mehrheit der Teilnehmer der kantonalen Forstdienste sieht sich, zu-
mindest nach den schriftlichen Antworten zu schliessen, infolge Zeit- bzw.

Personalmangels und der hohen Zahl an Antragstellern nur schwer in der Lage,
den Vollzug der geförderten Massnahmen zu kontrollieren. Die von einem Teil-
nehmer formulierte Lösung des Problems, Delegation der Finanzhilfe durch
den Bund an den Kanton oder die Gemeinde oder eine Anpassung der Forst-
organisation, konnte, da nur schriftlich vorgebracht, nicht diskutiert werden.
Unbestritten ist aber, dass der Arbeitsaufwand im Privatwald für Beratung und
Kontrolle stärker zugenommen hat als im öffentlichen Wald.

/"rage 7: Fa/zzz rfer Fa/z/o« ver/ozzgezz, rfass .s/c/? Prz'varwa/rf-Fzge/zrfzzzzer zz/r Fer-

mrfac/zzzzzg vo« Fer/rf/zrezz zzzsa/zzzzzezzsc/z/zessezz orfer zzzzzss rfas Fors/persozza/ ver-
zzze/zr? werrfe«

Die Teilnehmer schlössen in den schriftlichen Antworten die Möglichkeit
zum zwangsweisen Zusammenschluss aus und räumten der Garantie des Eigen-
turns sowie kleineren Revieren Priorität ein. Die Vereinfachung der administra-
tiven Aufgaben des Forstdienstes im Zusammenhang mit den erweiterten Ab-
geltungen und Finanzhilfen begründet kein Recht zum zwangsweisen Zusam-
menschluss nach ZGB, wie das beispielsweise für Weg- und Waldzusammen-
legungsgenossenschaften üblich ist. Nach Ansicht eines anderen Teilnehmers
ist ein Sonderfall auch gegeben, wenn der Kanton die Kosten des Zusammen-
Schlusses übernimmt.

Frage &• 7s/ rf/e Fzzz/zz/zrazzg e/«es B7rfsc/zo/zSp/azzspro Fzgezz/äzzzer zzorwezzrf/g?

Die Teilnehmer der Gruppenarbeit verneinten eindeutig die Notwendigkeit
und die Möglichkeit der allgemeinen Einführung von eigentümerbezogenen
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Wirtschaftsplänen im typischen Schweizer Privatwald. Auf Verlangen des Wald-
eigentiimers jedoch soll, so lauteten einige Vorschläge, ein Wirtschaftsplan er-
stellt werden, eventuell mit einer teilweisen oder vollständigen Übernahme der
Kosten durch den Kanton, wie es bereits im Kanton Zürich bei Privatwäldern
über 10 ha Grösse praktiziert wird. Positiv dagegen stand die Mehrzahl der an-
wesenden Forstleute «Wirtschaftsplänen» auf der Ebene eines Revieres oder
einer Region, sogenannten Sach- oder Richtplänen, gegenüber, deren Umfang
und Verbindlichkeit jedoch umstritten war. Eine behördenverbindliche Pia-

nung, so die Bedenken eines Forstmanns, würde über die Anzeichnungspflicht
praktisch auch eigentümerverbindlich. Ein Ausweg könnte sich hier nach dem
Vorschlag eines anderen Teilnehmers dadurch ergeben, dass Teile der Planung
von der Verbindlichkeit ausgenommen würden.

Frage 9: Fan« r/er Grawr/rafe «FevwVAc/20/rartg r/es Fn'vaftraWes /st Fac/ze t/es

F/gew/wmm» awc/? zw ez'wem zu/ciw/hge« Forstgesetz s/e/zew

Aus den Zuschriften zu dieser Frage wurde keine einheitliche Meinung der
Teilnehmer deutlich. Die überwiegend zustimmenden Äusserungen beinhalte-
ten oft Vorbehalte bezüglich der Bewirtschaftung ausgesprochener Schutzwäl-
der, teilweise auch der Bewirtschaftung von Wäldern, denen aufgrund vernach-
lässigter Pflege Gefahr und Schaden drohen. Ansonsten solle die Bewirtschaf-
tung des Privatwaldes weiterhin Sache des Eigentümers sein und nur durch das

positive Recht eidgenössischer und kantonaler Gesetze eingeschränkt werden.
Vertreter dieser Richtung betrachten als einen wichtigen Punkt die Beratungs-
und Überzeugungsarbeit im Privatwald, die intensiviert werden müsse, bei

Kapazitätsproblemen auch auf Kosten der Bewirtschaftung im öffentlichen
Wald; Zwangsmassnahmen werden von ihnen weitgehend abgelehnt. Hierbei
könne, so ein Teilnehmer, eine «Vulgarisation» des Forstgesetzes mit zur Auf-
klärung der Waldeigentümer beitragen. Die Meinungen, die die Übernahme
des oben angeführten Grundsatzes ablehnten, wurden damit begründet, dass

die öffentlichen Interessen über den privaten stehen müssen, und somit eine
Bewirtschaftungsfreiheit nur soweit möglich ist, als keine Konfliktsituationen
entstehen.

Ker/asser Thomas Filibrandt, dipl. Forstwirt, Departement Wald- und Holzforschung der ETHZ,
Professur für Forsteinrichtung und Waldwachstum, ETH-Zentrum, CH-8092 Zürich.
Conradin Mohr, Kreisoberförster, Kreisforstamt 8 Bern, 3011 Bern.
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